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Erscheint jeden SVIJHMU Preis viertel«ährlichbei allen Preuß. Postanstalten 472 Sgr., bei den außer reußis en Postanstalten
7o-4 Sgr., in Berlin bei allen Zeitungs- pediteuren incl. Botenlohn 6 S r., in der Expedition, Möhren aße r. 34, 472 Sgr.

Jnserate die Zeile 8 gr.

I- Bestellungen aus das Wochenblatt: »Die Verfassung-« können zu jeder Zeit
bei allen preußischen Postämtern gegen Bezahlung von 4 Sgr. 6 Ps. pro Vierteljahr
gemacht werden.

Born rechten Gehorsam gegen die Obrigkeit
Es giebt kein Bu in der Welt, dem die Menschen

so großesHeil zu ver anlen hätten,als die Schriften
des alten und besondersdes neuen Testaments Aus

ihnen habenAlle, Hochund Niedrig, Gelehrteund Un-

gelehrte, viel mebr als aus irgend einem andern Buche
daß es kein höheres Gut giebt als gut sein und

Gutesthun, als die Wahrheit erkennen und bekennen,
als Gott über Alles lieben und den Nächstenwie uns

elbst. Wären die Lehrender Bibel niemals zu«unsern
oreltern gekommen,somöchtenwir wohl heute in einer

ebensoschlimmenBarbarei leben, wie manches rohe oder

entartete oder verderbte Volk, von denen uns Reise-
beschreibungenund Geschichtsbiichererzahlen.·Darum
nennen wir diese-JBuch die heilige Schrift.«Aber
wie das nützlichsteunter den Metallen, nämlich das

Eisen, auch zu den schlechtestenZwecken, zu Mord und

Verheerungz gemißbrauchtwird, so hat die Verkehrtheit
der Menschen gerade das segensreichsteunter den Büchern
als ein Werkzeugdes allerschlimmstenUnsegenszu miß-
brauchengesucht. Thörichteoder böseMenschen habensich nicht gescheut, ihre eigenenJrrthümer oder ügen
mit den Worten der ewigen Wahrlseit zu beschönigen.
Sie haben die heiligeLehre, die die Menschen freimachen
ile von emder Ungerechtigkeitund von der eigenen
Sande, M eine Fessel der schnödestenKnechtschaftzu
verwandeln sich bemuht. Wir könnten unzähligeBei-

iele davon auf allen Gebieten des menschlichenLebens
und Denkens anführen;aber an dieserStelle wollen wir
nur ganz kurz an den Mißbraucherinnern, den man

von Worten der heiligenSchrift gemachthat, um bür-

gerlicheund politische»Freiheit als ein schweresUnrecht
Und gar als eine Sunde gegen Gott selbstdarzustellen

Da hat man, wie noch neulich die 59 Pastoren, sich
aus das vierte Gebot berufen. Man hat gesagt, daß

das Gebot »Du sollstVater und Mutter e ren« i au

aus denKönigund die Obrigkeit bezögkåleth
allerdingsdie Schriftebenso gut, wie die gesunde Ver-
nunft, daß wir den König und die Obrigkeit ehren
sollennachihremVerdienst,aber in dem vierten Gebote
selbststehtdochdavon keine Silbe. Doch könntenwir
uns diese Auslegung, die ja auch im Katechismussteht,
schon gefallenlassen; auch geben wir zu, daß das Wort
,,ehren«shier zugleich so viel heißt wie ,,gehorchen.«Aber die, welche immer nur den Mächtigenschmeicheln
wollten»auchaus der Schrift beweisen,daß wir diei
Obrigkeit anders ehren und ihr anders gehorchen
sollen,als es,verniinstigen,gesittetenund freien Menschen
geziemt. Sie legen damit natürlichin die Schrift das
Gegentheil von dem hinein, was wirklichdarin steht,
Jn der Schrift steht, »wir sollen Gott mehr gehorchen
als den Menschen«;jie aber sagen, wir sollen der
Obrigkeit genau ebenso gehorchen,wie Gott. Ja, sie
verlangenim· Grunde nochmehr. Sie verlangen, daß
wir denen, die den Namen der Obrigkeittragen, nicht
sehenden«L«luges,sondern blindlings gehorchen, Wie

das Rind seinem Treiber und der Sklave seinemHENN-
Wir sollen bei den Geboten der Obrigkeit niemals dar-

nachfragen, ob sie auch mehr und ob sie etwas Anderes
gebietet, als was sie zu gebietendas Recht hat, und

dem zu gehorchenwir in unserem Gewissen ver-

pflichtetsind« Wir sollen den Gebotender Obrigkeit
nicht blos so weit gehorchen,als sie eben gesetzliche
Und vernünftigeGebote sind, sondern wir sollenAlles

thun, was sie irgend haben will. Und solche argen

Dinge sollen gar in der heiligenSchrift stehen. Sie

sagennämlich: .Es steht in der Schrift, daß alle
O rigkeit von Gott ist, und weil sie von Gott ist, so
müssenwir ihre Gebote eben so betraclten, als wenn

sie von Gott selbst kämen· Sündigt die Obrigkeit, so



hat sie es, nach der Behauptung dieser Augendiener,
nur vor Gott zu verantworten, aber nicht vor uns.«

Wahrlich, die schlimmstenFeinde des Evangeliums
konnten seine Worte und besonders die Worte tin·13.

Kapitel des Römerbriefesnicht ärger verdrehen,als diese
Leute es thun. Wir werden das auf der Stelle sehen.

Zuerst sagt der Apostel Paulus: »Jedermann sei
unterthan der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat.« Das
bedeutet doch nur ganz einfach, daßeben jede Obrigkeit
Gewalt über uns hat, aber nicht, daßJeder, der gerade
diese oder jeneArt von Gewaltüber uns besitzt,darum

auch unsere Obrigkeit ist.
»

Auch heisztes sogleich:»dennes ist keine Obrigkeit,
ohne von Gott;« und weiter: »dieGewaltigen (d. h.
die Gewaltigen, denen wir als unsere Obrigkeit zu ge-
horchen haben) sind nicht den guten Werken zu fürch-
ten, sondernden Bösen.« Aus diesen Worten ist klar

zu erkennen,das; kein Mensch schondarum Obrigkeit ist,
weil er sich so nennt, oder weil er von vielen Menschen
so genannt wird. Denn Obrigkeit ist er nur dann und

so weit, als seine Gewalt wirklich von Gott kommt;
und daß sie von Gott kommt, kann er mit nichts An-
derein beweisen, als daß seine Gebote nnd Anordnungen
zu »guteu Werken« dienen und nicht zu »bösen!«
Wer seine Gewalt nicht gebraucht, um Recht zu üben
und das Unrechtzu strafen, der ist keine Obrigkeit; und
wer seine Gewalt mißbraucht,um die Gesetze und die

Verfassung des Landes zu verletzenund zu .zertreten, an-

statt sie zu schützenund aufrecht ·zu erhalten, der»ist das
gerade Gegentheil von der Ohrigkeitzder ist nicht ein

Beschützer-,sondern ein Unterdrucker der Guten; der ist
nicht ein Freund, sondern ein Feind des Volkes; er ist
nicht Obrigkeit im Lande, sondern Tyrann. So

legen nicht blos wir nach unserem Verstande die Stelle
der Schxift ai:s, sondern so ist sie oon jeher ausgelegt
worden, sowohl in der katholischen,wie in der protestan-
tischenKirche In dieser Auslegungstimmen die Re-

formatoren mit den Päpstenund insbesondereniit Papst
Gregor VII. auf das Vollständigsteüberein. Die

falsche Auslegung, die wir jetzt alle Tage hörenmüs-
sen, rührt aber durchaus nicht von der christlichenKirche
selbst her, sondern von der Verblendiing oder der Thor-
heit etlicher Leute, die zwar im geistlichenKleide einher-
gehen, die aber lieber den Menschen als Gott gehorchen
wollen, und die vor den MächtigendieserErde die Knie

beugen, wie die Heiden vor ihren Götzen.
Die heilige Schrift lehrt den rechten Gehorsam

gegen die Obrigkeitnnd nicht den falschen. Ihre Leh-
ren sind die Bestätigungdessen,ivasGott jedem redlich
nachdenkenden Mann schon durch seine Vernunft und

fein Gewissenoffenbart

Politische Woche-Eselsw-

Preuszew Die Regierung hat sich dochentschlossen,eine

Zusammenstellung der Einnahmen nnd Ausgaben
für das Jahr 1865 zu veröffentlichen.Der Erlaß des

Königs über diese Angelegenheitlautet:
Da es nicht elungen ist, ein Gesetz über den Staats-

haushalt des Jahres1865 mit dem Landtage zn oereiiibaren,

——--

so bestkmmeJch auf den Bericht des Staatsministeriums vom

4»:Juli c., daß die hierbei zurückerfolgendeNachweisun der
sur das laufendeJahr zu erwartenden Staats - Einnahmen
und der zu leistendenAusgaben als Richtschnurfür die Ver-
waltungdienensoll. Zugleich will Jch dein Manne-Minister
hierdurch eine Summe bis zu 500,000 Thlr. zur Beschaffung
von schioerenGuszstahlgeschutzenfür die Flotte zur Verfügung
stellen, uber deren Verwendung resp., Verrechnnng ir von
dem Marine- und dem Finanzminifter am Schlusse dieses
Jahres Bericht zu erstatten ist.

Diesen Erlaß nebst Anlage und den vorliegendenBericht
hat das Staatsministerium durch den Staats- Anzeiger zur
öffentlichenKenntnißzu bringen.

Karlsbad, den 5. Juli 1865.

Wilhelm.
v. Bismarck. v. Bodelschivingh. v. Roon.

Graf. v. Jtzeiiplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe-
v. Selchow.

An das Staatsministerium
An diesen Erlaß schließensich die Verwaltungonornieii

Und die »Nachweisungder im Jahre 1865 zu erwartenden
Staatseinnahmen und zu leistenden Staatsausgaben-« an·

Jn einein ausführlichenBericht an den König versucht
das Ministerium die Unausführbarkeitdes vom Abgeord-
iietenhause abgeschlossenenBndgets nachzuweisen. Das

Ministerium erklärt sich zunächstaus den schon durch die

Etatsberathung bekannten Gründen gegen die vom Abgeord-
iietenhaufe beschlossenenZu- resp. Absetzungenbei den Ein-
nahmen. Bei den zu leistenden Ausgaben erkennt es die Er-

wägung als leitend an, ,,ob und in wie weit die Leistungder

Ausgaben zur Erfüllun« rechtlicher Verpflichtung des Staates
zur Erhaltung der « be tehenden Staats siEinrichtungem zur
ordnungsmäßigenFortführungder Verwaltung und zur För-
derung der Landeswohlfahrterforderlich seien. Von diesen
Gesichtspunktenausgehend,will das Ministeriumnoch einmal
die voin Abgeordnetenhause gestrichenenAusgaben geprüft
haben und ist zu folgenden Schlüssen « elangt: Das Abgeord-
netenhaus hat vom Ordinarium des tats 7,760,281 Thlr.
abgelehnt. Davon bestehen aus 378,026 Thlrn. in Betriebs-
ausgaben und 7,382,255 Thit. in Staatsverivaltringsaus-
gaben. Das Ministerium spricht sich für Nichtberück-
sichtigung der vom Abgeordnetenhanse beschlos-
senen Absetzung der auf die Bergwerke und Hütten
fallenden Betriebsausgaben von 373,()-26 Thalern
aus. Dagegen sollen die- von den sächlichenVerwal-

tungsausgabender Qberber äniter abgesetzten 5000 Thaler
durch Beschränkungder Qusgaben erspart werden. Was
die bei den Staatsverwaltungs-AnsgabenabgesetztenBeträge
von 7,382,255 Thlr. betrifft-,so führt das Ministerium
die Nothwendigkeit folgender vom Ageordneten-
hause abgelehnten Ausgaben aus: n-«6-892«-»725Thit·

für die Armee-Reorganisation, b. 005000Ll)lrz»von
geheimen Fonds für politische und hohejte polizei-
iiche Zwecke, c. 300,000 Thie. zu upvorheraeieheueuAug-

gaben (General-Exiraordinariunxder GeUeMliLMkskasse),d-

6558 Thlr. zu Besoldungen für 4 Brigadiers der Land-

Gendarnierie. Aus einer ebenfallsabgelehntenSumme von

116,972 Thau will das Ministerium 54,86—7 ehlix
(grös;tentheils neuea Besoldungen und Resol-
dungserhöhungen) sur das laufende Jahr zUrUthteb
len. Von den abgelehnten Ausgaben des Extraordinarii
hält das Ministerium die für die Vollendung»detGerichts-
und Gefängnißgebäudebestimmten Summen fUr unentbehr-
lich. Ferner 9000 Thit. die zum Wiederausbaudes FouragkMagazins in Düsseldorf,7000 Thlr. die zur ersten Eint ei-

quf zu Enlenburg



dun d tew zexschulenin Potsdam und Jülich
hinzstrekxndTInjmffssglinæuund»25,493 Thlr. die als

erste Rath-zucktBau Yeiner «»asernein Haarxouis efordert
sind Du zigknMiit- bas nisterium fur dieses ahr die

ebezfallzsiäkzgksgtsen304000Thie. für den Bau einer Ka-

vallerizzKasek»F Königsberg und 2»5,000·Thlr. für den

Bau««eines"«AUTOR-LIMITEDM Jülich zurückstellen,vor-

behaltlich-derAufnahme·M den neuen Etat. Die vom Kö-

nige genehmigteNachweisungergiebt an Gesammt-Ein-
nahmen die Summe von 150,714,031 Thlr. und eine

Gesammtausgabe von 150,599,16,4 Thlr. (142,475,150
Thit. an fortdauerndem8,124,022 Th«lr.an einmaligenAus-

.aben). Es verbleibt demnachein Uebers chuß von

i14,867Thlr. »(Das Budget, wie es aus den Berathungen
des Ægeorduetenihauseshervorgegangen, zei te einen»U»eber-
schußvon etwa 772 Millionen Thalern.) »

as Ministe-
rium erklärt ferner in dem Berichte die Genehmi-

ung des Königs zu der vom Abgeordnetenhause
geschlossenenErhöhung des Marine-Etats um

1,100,000 Thlr. nicht erbitten zu können, da der Etat
bei weitem nicht die Mittel zur Deckungbietet und die Jnis
tiative bei Geldbewilligungallein der Staatsre ierung vorbe-
halten bleiben müsse. Dage en hält es die Bekchassungezner
Pänzerfregattefürunerläßlithund will dievorlausigenMittel
dazudurch Beschränkungdes Baues , holzerner Schust-,ka
weiche im Etat 750,000 Thie. ausgese·t-wareu-dtspvmbel
stellen. Endlich erbittet esin R ck«icht auf dle VVU

Preußen in dieii Elbherzogthümernwahrzuneh-menden Interessen die «Summe»von500,000 T)lr. zur
Beschaffungvon GußstahlgeschützenJür die Flotte.

«

Es scheintalso, wenn wir diesenErlaß richtiz deuten,
festzustehen,daß die Regierung nicht noch einmal in diesem
Jahre den Versuch machen will, ob bei einer nochma-
lt
en«Einber-ggn»der Kammer- äudgetgesehwie es Ar-

ti el 99 der eråssung’sforde"rt,-zu« tande gebracht werden

kann.
«

"

»

Die Angelegenheit des AbgeordnetensestesU Köln
nimmt noch immer vorwiegenddas Interesse in nspruch.
Auf die Entgegnungdes Fest-Komitiåsauf das Verbot des

Festes hat der Polizei-Präsidentzu Köln durch folgendes
Schreiben eantwortet:

·

»Auf ie Vorstellung vom 11. d. M. erwidexe ich
Jljnenzdaßes bei meiner darin gedachten Verfngung
vom namlichen Tage sein Bewenden behalten muß, und

daß Versuchen, dagegen zu handeln, verhindernd entge-
gen getreten werden wird.

Köln, den 13. Juli 1865.
Der KöniglichePolizei-Präsident.«

Das Komitö hat sich mit einer ausführlichenBeschwerde
an das Ministerium gewandt. Wir lassen aus derselbendas

Wesentlichefolgen: Das beabsichtigteFest gehört nicht unter
US Versammlungen, in welchen öffentlicheAngelegenheiten
erortert oder berathenwerden sollen; es unterliegt daher nicht
denBestimmungendes Gesetzes vom 11. März 1850, wel-
ches (§»»4)solche Versammlun en zur Voraussetzunghat.
Das KVMSLPolizei-Präsidiumtützt sich auf Zeitungsnach-
richten- Um dflöFest als ein solches aufzufassen,dessenAb-
haltung an PteDuldung der Ortspolizei-Behörde,resp. der

Königl.BEIDE-Regierunggebundenwäre. Das Königl.
Polizei-Präidiumscheintdabei die §§ des Gesetzes vom 11.

Platz 1850 im SIUUE»zU,haben,welchedie Fälle bezeichnen,
m denen es der» vorgan kgen schriftlichenGenehmigungbe-

darf. Das Komitå hat ther noch keine öffentlicheAntäu-

dicguvgergehen lassen. Hatte desKönigePolizei-Präsidium
.si daher bei einem der Unterzeichnetenüber den Zweck und

E arakter des Festes informiren wollen, so würde dasselbe
si überzeugthaben, daß wir Nichts beabsichtien, wozu die

Genehmigungder Ortspolizeibehördenach den estimmungen
des angezogenen Gesetzeserforderlich ist. Es mag sein, daß
dieses Unternehmen seiner gewissenRichtung, welche auf die

Untergrabungdes Ansehens der Volksvertreter hinarbeitet,
mißliebigerscheint.Aber wir verletzen dadurch keinGesetz
und glaubenvielmehr eine Bürgerpflichtzu üben, indem Zwir
die Vertreter des Volkes, welchemit unermüdlicherAusdauer

ihre Zeit Und Kraft demWohle des Vaterlandes in langer
Session opferten,zu einem Festmahle auf dem Giirzenichsaale
und

zu
einer Rheinfahrt .einladen, um ihnen die Ehre und

Aner ennung zu zollendte sie in so reichlichemMaße ver-

dient haben. Wir stutzenuns bei der AusübungdieserPflicht
auf das staatsbür·erlicheRecht,welches jedem Preußendurch

PieVerfassungsurunde gewahrleistetist.· Art. 29 derselben
autet:

»Alle Preußen sind berechtigt, sich o ne vor än ie
obrigkeitlicheErlaubniß friedlich und ohnehWasseugingggp
schlosenen Räumen zu versammeln.«

Au diese Beschwerdeist noch keine Antwort erfolgt, doch
fährt das Festkomitåruhig in seinen Anordnungenfort, und

eigt dadurch, daßman entschlossenist, das Fest, zu dem fichiehrvieleHheilnehmergemeldet haben, ganz in der beabsich-
tigten Weisezu feiern. Ein Versuchdes Oberbürgernieifters
von Koln, Bachem, das Fest dadurch zu verhindern, da
er dem Kofmitåden emietheten Gürzenich-Saalentzog, is
auchgescheitert,wenigsLtensmelden die neuesten Nachrichten
aus öln, daß die Arbeiten für die Ausschmückungdes Saa-
les ungehindertihren Fortgang nehmen.

Inzwischenhat nach den neuestenNachrichtender Polizei-
präsidentdas Festkomite für einen politischen Ver-
ein erklärt und denselben vorläufig aufgelöst. Mit
all diesenMaßrkåelnzur Verhinderung des Festes stimmt
sehr schlecht das estreben der Organe der feudalen Partei,
das Fest selbst als etwas ganz unbedeutendes, als ein neues
Zeichen »derOhnmachtder liberalen Partei -hinzustell-en.

Nassan. Die Wahlen zum Landtag sind trotz der Be-
mühungender klerikalen und der Regierungsparteizu Gun-
sten der Liberalen ausgesallen. Von 24 Abgeordneten ehö-
ren 20 der liberalenPartei an, nur 4 Abgeordnete gehören
zu den Klerikalen. Von den eigentlichenKandidaten der Re-
gierung ist kein einzigergewählt. Es kann nicht fehlen, daß
man in Folge dessenmit großerSpannung den Maßnahmen
der Regierungentgegen sieht, und daß allerhand Gerüchte
in dieser Beziehung auftauchen. So brint man eine Reise
des Regierun ssDirektors Werren nach Wien mit der Ab-

ssicht in Verbindung, sich für den Fvll eines Konfliktes des
Schutzes der österreichischenRegierun u versi ern.

« »Oesterteich.Das neue Ministerilximzist noch)immer nicht
gebildetztrotzdem die Entlassun des Herrn von Schmerling
durch seineErnennungzum Präsidentendes obersten Gerichts-
hofes setzt eine nicht mehr zu verheimlichendeThatsachege-
worden ist. Man ist sehr neugierigi

wie die·Regierungdie

Befriedigungder Forderungen der Ugam, mls dem Februar-
patent in Einklan bringen will, oder wie sie, falls dieses
nicht mehr maßge end sein»soll,sichGeld zu verschaffenge-
denkt, um den drohenden Staatsbankerott zu vermeiden.

England. Die Wahlen»zumParlament sind so ziemlich
beendet; bis jetzt hat die liberale Partei 17 Stimmen ge-
wonnen» Von ganz besonderer Bedeutungsind diesmal die
Wahlen in London. Dort wurden drei Schriftsteller ge-
wählt, die

keinen
J. Stuart Mill, Hughes und Torriens,

alle drei An änger der radikalen Reform. Sehen wir aber

auch ganz ab von der politischenRichtung der drei neuen



Parlamentsmitglieder, so giebt doch ihre Wahl ein Zeugniß,
daß auch in London nicht allein das Geldsondern auch das
Talent nach seiner Bedeutung geschätztwird.

Amerika. Von den Angeklagten aus dem Prozeßwegen
der Ermordung des PräsidentenLincoln sind die zum Tode

Verurtheilten: Payne, arr«old,Atzexptt und Frau
Surrat am 7. d. M. hin erichtet worden. Von vielen

Seiten hört man jetztVorwurfegegenden PräsidentenJoha-
son, daß er die Südstaatennicht als erobertes Land be-

andle, sondern einfach die·alte Ordnung wieder einzuführen
uche. Sehen wir abernaher nach, von wem solcheAnklagen

ausgehen, so sind»esdie Freunde der Südstaaten, und ihr
Beweggrund ist ein sehr einfacher. Würden die Südstaaten
als erobertes Land behandelt, so hätten die Rebellen ein

Recht, als Krie sgefangenebetrachtet zu werden, jetzt sind sie
aber nur Rebe en, und ihre Rädelsführerwerden als solche
die Strafe erleiden.

Oesterreich und Preußen
Das ,,herliche Bündniß« zwischenden beiden deutschen
Großstaaten at nicht lange angehalten, es ist zerschmolzen
vor der Julisonne wie der Märzschnee.Die Berliner und
Wiener Ofsiziösen, welche noch vor Kurzem nicht genug
Liebes und Gutes von einander zu sagenwußten, sie müssen

gut
in der allerschärsstenWeise

gåsen
einander austreten.

as ist eigentlich an sich nichts underbares, denn wir

haben nie viel von diesemBündniß gehalten, wir haben stets
ein

kolches
Ende erwartet. Oesterreichs Interessen und

Preu ens Interessen sind einander zu entgegengesetzt,als daß
beide Staaten längereZeit hindurch einen gemeinsamen Weg
verfolgen könnten. Immerhin aber verdient die augenblickliche
Lage, daß

s

man ihr die volle Aufmerksamkeitschenke,denn
die als Plänkler ausgeschicktenOfsiziosendrohen einander nicht
nur mit den Fäusten,sondernvon Wien aus, wo man verstän-
digerweiseeinsieht,daßder nichtzu verheimlichendeGeldmangel
jedes Drohen mit einem Angriffe doch wohl etwas seltsam
illustriren würde, droht man mit einem europäischenKriege,
gleichsam als ob man in Wien nur das Losungswort aus-

usprechenbrauchte, damit sich alle Großmächteauf Preußen
stürzen,um diesenStaat zum Vortheil Oesterreichsvon der

Erde zu vertilgen. Um dies zu erreichen, wirst man natür-
lich Preußen alles Möglichein die Schuhe, und thut dabei,
als ob man sich gar nicht vor dem ehemaligenVasallen des

Hauses Habsburg fürchte. »Zuerft«,so schreibt ein Wiener

Ofsiziöser,»Versuchezur Verleitung der deutschenBundes-

genosen Oesterreichszur Anerkennung Italiens, dann

lals
e Kongreßdenunziationen, und schließlichLafet-

engerassel in den«schlesischenFestungen. Aus diesem
hat sichdas Pressions- und Einschüchterunsprogramm rekrutirt,
das man in Berlin entwerfen zu müsen glaubte, um mit

Oesterreichin der Herzogtüinersrageauf einen grünenZweig
zu kommen. Das fraglk e Programm ist durch efuhrt, aber
der üne Zweig ist nicht gefunden, weil Oefterreichnine
Machkvon viel zu zäherNatur·unddeshalballzu stoischer
Ruhe ist, um sich von derlei diplomatischenTheaterblitzen
imponiren und zaghast machen zu lassen. Die Sendung von

Armatur und Munition nach den schlesischenFestuuen, man
möge sie in Preußen selbst als was immer «fur

s nzeichen
auslegen, wird, dies können wir versicheru,»dieangeordnete
und bereits in AusführungbegriffeneReduzirung der öster-
reichischenArmee weder rückgängigmachen noch auch einen

Moment aushalten. Damit haben wir am Treffendstenden

Eindruck charakterisirt,den die neuesten Schreckensnachrichten

theilt hat, als sie von

aus den schlesischenFe tungen ier hinterlassenhaben. Damit
aber, daß·nichtvon hieraus shofortder Befehl zur Armirung
der·bohmischenFestungen Josephstadtund Theresienstadter-

theilt worden ift, und
,
auch furks Erste weitesnicht ertheilt

werdendürfte, bleibt die

Positionpysterreichs
In der Herzog-

thumerfra e (d. h. Abweisungder- reitßsschenForderungen
vom 27. Februar)dochunverrückt.«

Von den drei emachtenVorwürfen ist wohl der wegen
Italiens am ernstesliengemeIUt-es hat der Versuch,sämmt-
lichedeutscheStaaten zur AnerkennungItaliens zu bewegen,
in Wien sehr empsindlichverletzt, und zwar um so mehr-, ·

als man keinen vernünftigenGrund da egen anführenkann.
Was die von Wien aus verbreitete Nachrichtanbelangt, daß
die Kongreßgerüchtevon preußischerSeite verbreitet würden,
so glaubt man wohl dort selbst kaum daran. Der schließlich
erwähntedritte Punkt, die Ausrüftungder schlesischenFestun-

en war zuerst von den Berliner«Ofsiziösenals eine ganz

ZarmloseMaßregel hingestellt, blö sie plötzlichOrdre be-
amen, der Sache eine großepolitischeBedeutungbeizulegen,

als ob die neuen Kanonen schongeladenwären.
Verhält sich nun Oe erre chwirklich alle dem gegenüber

so gleichgültig
und as iv, wie es in obiger Korrespondenz

heißt, o er ist der eldmangel wirklich so grossdaßman

trotz drohenderKriegsgefahrdie Truppen entla en mußQ-
die Festungen nicht armiren kann?

Gleichkgültigist man e-«

gen die Gefahr nicht, aber

Qelbsttkun
ann man offen at

auch nichts dagegen,und des alb sie t man sichnach Bun-

desgenossen um, welche so freundlich sind, Menschenund
Geld für das Kaisert um Oesterreichzu oipfern.

In erster Linie so en das natürlichunsere deutschenBrü-
der sein welche dem eerbann des c absbur ers folgensol-
leu, gleichais stand-. as heilige roae che in noch m alter

Herrlichkeitda. Aber man muß doch in Wien etwas zwei-
felhaft sein, ob das Gefühl der Zusammengehörigkeitmit

Raizen, Slaven, Kroaten u. s. f. bei den Bewohnern
Deutschlands stark genug ist, und deshalb möchteman auch
bei andern Staaten den Versuch machen, ob sie nicht genei t

seien, Oesterreich zu retten. Daß.man·solche Versuche em t-

lich macht, geht aus folgendemBriese eines wiener Ofsi iöseu
hervor: »Es ist eine Thatsache,die ich verbürgenzu können
glaube, daßGraf Mensdorsf in einer Unterredung mitdem

reußis en Gesandten die Worte. gebraucht, es werde,
Falls reußen die bisher eingeschla enen Wege
nicht verlassen sollte, Oesterreich ni ts Anderes
übri bleiben, als dann natürlich mit Aufhebung
der eserven, die es sich bis jetzt als deutsche Bun-

desmacht ausgelegt, die Lösung der Herzo thümer-
frage als europaische Großinacht und aufsdem in-
ternationalen Wege in Angrlff z»Unehmen«

Das scheint uns svon einer UnzwelfekhaftenDeutlichkeit
u sein, und wenn wir auch trotz alledem Eie»Gefckhrnicht
sürso bedenklichhalten, wie wohl so manchesangstlicheGe-

müth, so meinten wir doch, unsern Lesernein Bildder augen-
blicklichenStellung der beiden deutschenGrotzmächteu em-

ander vorführenzu müssen;Auf leden Fall werden ie dar-

aus erkennen, wie richtig die liberale Partei die Sachebeur-

vornherein sich immer wieder und

wieder gegen das Bündniß zwischenPreußen und Oesterreich
ausgesprochenhat, Welchesvon unsern politischenGegnern
als ein Meisterstückder Klugheitausposaunt wurde.

Briefkaften.
» »

FerneV. in K. Hier ist das Exemplarregelmaßigaus-
gege en worden.

.

« «
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